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Zwang ist
der falsche Weg

E
s ist eine Debatte, die erwart-
bar war: In dem Maße, in dem
die Ukraine militärisch unter
Druck gerät und die internen
Rekrutierungskampagnen

stoppen, geraten alle diejenigen wehrfä-
higen Männer in den Blick, die vor dem
Krieg und dem drohenden Fronteinsatz
ins Ausland geflüchtet sind. Sollen sie in
die Ukraine zurückkehren? Sollen sie
ihre Heimat verteidigen? Sollen sie
gegen ihren Willen an die Front ge-
schickt werden und für ihr Land ihr Le-
ben riskieren?

Manche Äußerungen gerade von
CDU-Landesministern der vergangenen
Monate klingen so, als wäre die Antwort
auf diese Fragen ein leises „Ja“. Es wird
darüber spekuliert, dass Deutschland
diesen Menschen ja keine Ersatzpapiere
ausstellen dürfe – und da die Ukraine
ihre Auslandsvertretungen angewiesen
habe, wehrfähigen Männern im Ausland
die Pässe nicht zu verlängern, müssten
sie dann ja in ihre Heimat reisen.

Denn natürlich: Auch die Ukraine hat
erhebliche Personalverluste bei ihrem
legitimen Versuch, sich gegen den völ-
kerrechtswidrigen russischen Angriff zu
verteidigen. Und viele ukrainische Sol-
daten kämpfen seit Beginn des Krieges
in den Schützengräben. Eine Ablösung
haben sie mehr als verdient.

Doch gerade in Deutschland steht das
Recht auf Kriegsdienstverweigerung
nicht ohne Grund im Grundgesetz.

Noch vor der Gründung der Bundes-
wehr wurde es von den Müttern und
Vätern der Verfassung dort aufgenom-
men. Die Erfahrungen des Nationalso-
zialismus und des Zweiten Weltkriegs
waren ausschlaggebend dafür, Men-
schen, die aus Gewissensgründen kei-
nen Dienst mit der Waffe leisten wollen,
dieses Recht zuzubilligen – und sie
stattdessen im Verteidigungsfall zu
einem Zivildienst einzuberufen. Und
was für Einheimische gilt, sollte und
muss an dieser Stelle auch für Angehö-
rige von Drittstaaten gelten.

Deutschland würde sich an seinen
eigenen Grundwerten vergreifen, würde

es Menschen gegen ihren Willen in
einen Krieg schicken, vor dem sie doch
bewusst geflohen sind. Die berechtigte
Aussage, in der Ukraine würde die freie
westliche Welt verteidigt, wäre nicht
mehr viel wert, würde man eines der we-
sentlichen Freiheitsrechte, nämlich die
Gewissensfreiheit, auf diese Weise in
Frage stellen.

Denn wofür steht die westliche Welt,
wenn nicht für die universale Geltung
der Menschenrechte ohne Wenn und
Aber? Zumal ein laufender Krieg oder
Bürgerkrieg in einem Land ohnehin als
Abschiebehindernis gilt: Kriminelle
Clanverbrecher können nicht nach Sy-
rien abgeschoben werden, weil dort ein

Bürgerkrieg tobt und die Sicherheits-
lage prekär ist. Und auch in Länder wie
Afghanistan oder den Sudan wird der-
zeit niemand abgeschoben.

Aber wenn die Abschiebung in Kriegs-
und Krisengebiete für Kriminelle ein
Tabu ist - wieso soll das dann für recht-
schaffene Bürger gelten, die nicht ihr
Leben an der Front riskieren möchten?

Ukrainischen Kriegsdienstverweige-
rern die Passersatzpapiere zu verwei-
gern, und sie damit indirekt womöglich
zu einer Reise ohne Rückkehr in ihr Hei-
matland zu zwingen, ist definitiv der
falsche Weg. Sinnvoller ist es, genau das
zu machen, was vor Kurzem Bundes-
kanzler Olaf Scholz betonte: Nämlich
alles daran zu setzen, dass diese Men-
schen hierzulande einen Weg in Lohn
und Brot finden. Schließlich gibt es
mittlerweile kaum eine Branche in
Deutschland mehr, die nicht über Fach-
kräftemangel klagt. Gut ausgebildete
Menschen, die ihre Zukunft hier in
Deutschland suchen, zurück an die
Front zu schicken, wäre die falsche Ent-
scheidung.

Zumal der Ukraine mit Soldaten, die
im Grunde ihres Herzens unwillig sind,
zu kämpfen, wohl auch nicht geholfen
wäre. Ein Freiheitskämpfer, der von
seinem Kampf nicht überzeugt ist, ist
kein guter Freiheitskämpfer - und wird
es auch nie werden. Weswegen der
Ukraine mit umfassenden westlichen
Waffenhilfen, den schon lange verspro-
chenen Kampfflugzeugen ebenso wie
den Taurus-Marschflugkörpern am
Ende wohl deutlich besser geholfen
wäre als mit Soldaten, die den Krieg für
sich persönlich ablehnen.

Benjamin Lassiwe
über den Kriegsdienst
in der Ukraine
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Das Recht auf Verweigerung
steht nicht ohne Grund

im Grundgesetz.

Ukrainische Soldaten an der Front.
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Badische Zeitung
über Olaf Scholz und Friedrich Merz

Südkurier
über den Eurovision Song Contest

Rheinpfalz
über dasselbe Thema

„Der Frust in der Bevölkerung
über den Ampel-Streit sitzt tief“

„Der ESC will nichts anderes
sein als eine große Party“

„Musikveranstaltungen finden
nicht im luftleeren Raum statt“

E r halte, so hat Scholz nun gesagt,
einen Unionskanzlerkandidaten

Friedrich Merz für sehr wahrscheinlich.
Und das, fügte er hinzu, wäre ihm auch
„ganz recht“. Man kann Scholz’ Chuzpe
erstaunlich finden – jedenfalls gemessen
daran, dass die Union unter Merz’ Füh-
rung stabil bei 30 Prozent liegt und die
SPD derzeit nicht viel mehr als die Hälfte
schafft. Andererseits ist die Analyse des
Kanzlers, dass Merz für die Union ein
Kandidat mit Risiken ist, eine, die unter
der Hand auch von vielen in der Union
geteilt wird. (…) Doch Scholz sollte sich
über eines nicht täuschen: Der Frust in
der Bevölkerung über den ständigen Am-
pel-Streit sitzt tief. Vor dem Hochmut
sollte erst mal der Haushalt 2025 stehen.

D er Sieg für die Schweiz beim Eurovi-
sion Song Contest (ESC) mit dem Lied

„The Code“ war deutlich. Und doch bleibt
bei all dem Jubel ein fader Beigeschmack.
Denn die Europäische Rundfunkunion
(Ebu) hat sich mit ihrem Bestreben, alles
Politische aus dem Wettbewerb auszu-
schließen und jeden Anflug von politi-
scher Unkorrektheit im Keim zu ersticken,
unglaubwürdig gemacht. Der krampfhafte
Wunsch nach Harmonie hat in diesem
Jahr genau das Gegenteil bewirkt. Es war
ein Fehler, dass die Ebu keine Diskussion
über die Teilnahme Israels zugelassen hat.
Natürlich ist der Angriffskrieg in der Ukra-
ine, der 2022 zum Ausschluss Russlands
führte, etwas anderes als die Reaktion
Israels auf den Angriff der Hamas. Und
doch muss es möglich sein, auch über
30.000 tote Palästinenser zu reden. Statt-
dessen: Maulkorb für die Künstler, laute
Buhrufe in der Halle, Proteste davor. Der
ESC will nichts anderes sein als eine große
Party. Aber das geht an der Realität des
Jahres 2024 vorbei.

Internationale Musik- wie auch Sportver-
anstaltungen finden nicht im luftleeren

Raum statt. Wer als Verantwortlicher oder
Verantwortliche erklärt, ein solches Ereig-
nis sei unpolitisch, wer versucht, die – der-
zeit leider ziemlich verstörende – weltpoli-
tische Lage auszublenden, der stiehlt sich
aus der Verantwortung und verschlimmert
die Konflikte womöglich noch. Beim ESC
in Malmö ist genau das passiert.

Mario Lars Weitere Karikaturen unter www.weser-kurier.de/karikaturen

Nachrüsten ist
unerlässlich

Der Norden
zeigt Stärke

A uf den ersten Blick ist es das klassi-
sche Henne-Ei-Problem: Autofahrer
kaufen sich kein E-Auto, weil es an

Lademöglichkeiten fehlt – und die Strom-
versorger bauen nicht genug Ladesäulen,
weil es zu wenig E-Autos gibt. Dabei ist
eigentlich sonnenklar: Das Elektromobil
wird kommen, vielleicht nicht in der poli-
tisch erwünschten Geschwindigkeit, aber
am Ende werden die meisten Autos elekt-
risch fahren.

Mit der Investition in eine Ladesäule
geht man also kein Risiko ein. Insofern
macht es die Gewoba richtig, wenn sie auf
den Parkplätzen ihrer Wohnanlagen schon
mal mit dem Bau von Ladesäulen anfängt,
auch wenn viele Mieter nicht zu den typi-
schen Erstkäufern teurer E-Mobile gehö-
ren. Über den Gebrauchtwagenmarkt wird
sich die Elektromobilität in breitere
Schichten der Bevölkerung ausdehnen. Die
Wohnungsbaugesellschaften sollten recht-
zeitig dafür sorgen, dass nicht nur Eigen-
heimbesitzer mit Doppelgarage etwas da-
von haben.

D urch den Aufstieg von Holstein Kiel
und St. Pauli in die Bundesliga ge-
winnt der Norden eine größere Be-

deutung im deutschen Fußball. Weil auch
Werder Bremen souverän die Klasse hielt,
wird es einige spannende Nordduelle ge-
ben. Vor wenigen Jahren, in der Saison
2021/22, sah das ganz anders aus. Damals
spielte sogar Werder erstmals seit 40 Jah-
ren nicht mehr in der Bundesliga, der nörd-
lichste Verein in der höchsten Spielklasse
war der VfL Wolfsburg.

Jetzt wurde die starke Arbeit der Nord-
klubs belohnt. Der Hamburger SV hin-
gegen muss in ein siebtes Zweitligajahr
gehen, weil dort eben keine starke Arbeit
geleistet wurde: Gemessen an den Mög-
lichkeiten hätte der HSV eher aufsteigen
müssen als Kiel oder St. Pauli. Der HSV ist
ein warnendes Beispiel, wie man sich in
der Zweitklassigkeit verlieren kann. Wer-
ders sofortiger Wiederaufstieg war extrem
wichtig, um sportlich wie wirtschaftlich
nicht in eine ähnliche Dauerkrise zu gera-
ten.

christoph.barth@weser-kurier.de

jean-julien.beer@weser-kurier.de

Christoph Barth
über Ladestationen für Mieter

Jean-Julien Beer
über die Bundesliga
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